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Protokoll „Inklusive Schule – Von der UN-Konvention zur Umsetz ung“ 
am 24. Oktober 2009, Gemeinschaftsgrundschule Niede rkassel-Ranzel  

 

Begrüßung und Einführung durch Dipl.-Päd. Detlef Träbert, Vorsitzender. 
 

Impulsreferat von Dr. Brigitte Schumann, freie Bildungsjournalistin, Essen: „Was ist 
Inklusion im Unterschied zu Integration?“ 
 

Impulsreferat von Marietta Gawert, Konrektorin an der Peter-Petersen-Schule Am 
Rosenmaar, Köln: Beispiele aus der inklusiven Schulpraxis 
 

Gruppenarbeit aller Teilnehmer/-innen in Form einer Schreibkonferenz 
 

Podiumsdiskussion mit Dr. Brigitte Schumann, Marietta Gawert, Eva-Maria Thoms (Vors. 
von mittendrin e.V., Köln), Ulrike Graepp (Sprecherkreis Schulpflegschaften der KB-
Schulen beim LVR/LWL, Bonn) 
Moderation: Detlef Träbert 
 

Beiträge und Statements aus der Podiumsdiskussion: 
Frau Graepp: Der Sprecherkreis der Schulpflegschaften der KB-Schulen befürchtet, dass 
bei Inklusion Kinder mit schweren Behinderungen ausgegrenzt werden, wodurch deren 
Lage noch schlimmer würde. An den Förderschulen haben die Kinder technisch, räumlich, 
personell beste Voraussetzungen. Im Moment ist die Förderschule für die Kinder am 
besten geeignet.  
Kinder an der KB-Schule sehen sich nicht als behindert an. Inklusion muss bedacht und 
maßvoll angegangen werden. Die Schulen in den Stadtgebieten sollten 
zusammenwachsen. 
Frau Gawert:  Ein erster Schritt für Inklusion muss sein, dass in jedem Stadtbezirk eine 
Schwerpunktschule eingerichtet wird. 
Frau Thoms  stellt für den Elternverein „mittendrin e.V.“ die Forderung nach einer Schule 
für alle auf. Auch an Förderschulen gibt es Mobbing, eine heile Welt für behinderte Kinder 
gibt es nirgendwo. Die Rahmenbedingungen für die Integration aller Kinder müssen 
geschaffen werden.  
Größtes Hindernis für die Eingliederung der behinderten Kinder ist die Schulstruktur. Alle 
Kinder haben ein Recht, in die wohnortnahe Schule zu gehen, auch in die 
entsprechenden weiterführenden Schulen.  
Wir brauchen klare politische Entscheidungen, die Gesellschaft ist für alle verantwortlich. 
Forderung: „Nehmt unsere behinderten Kinder jetzt  in die allgemeinen Schulen auf und 
lassen Sie uns zusammen für die Bedingungen kämpfen!“ 
Frau Schumann:  Das Konzept der Landesregierung beinhaltet eine Spaltung der Gruppe 
der behinderten Kinder. Klinische Fälle werden ausgegliedert. Auch die 
Kompetenzzentren sind darauf angelegt. Eine Mitarbeit der Schulen dort ist freiwillig und 
wird nur von Hauptschulen geleistet. Die Gymnasien beteiligen sich an der Inklusion nicht. 
Schulentwicklung muss auch in die gesamte Sek. I kommen. Entsprechend der UN-
Konvention müssen alle Schulformen an der Eingliederung von Kindern beteiligt werden. 
Alle Kinder haben das Recht auf eine Schule für alle, die Landesregierung muss 
entsprechende Bedingungen schaffen. Die UN-Konvention erfordert die bestmöglichen 
Bedingungen für alle. Politische Mogelpackungen müssen wir ablehnen.  
 
Im Anschluss an die Mittagspause:  
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Gruppenarbeit nach der Methode „Think – Pair – Square – Share“ zu den  
Fragen: Wird Inklusion allen Kindern gerecht? Macht Inklusion die Schule automatisch 
humaner? Wie sehen erste Schritte auf dem Weg zur inklusiven Schule aus? 

Marktplatz:  Darstellung der Gruppenarbeitsergebnisse (s. Plakate) 

Tagungsbilanz durch einen „critical friend“ (Ingrid Wenzler, Leitende 
Gesamtschuldirektorin der Gesamtschule Osterfeld, Oberhausen – Text zum Download 
im Internet) 
 
 

 

 
 
 



 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

 
 

Zum Tagungsabschluss sang der „Chor der Fründe vun der Akademie för 
uns kölsche Sproch“ (Leitung: Björn Heuser) 
 
 
 
 


